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3. November 2018

Mit der Zwangsjacke zu 100% Bio?
Gemäss dem Postulat der Freien Liste, welches im bevorstehenden November-Landtag behandelt wird, 
soll die hiesige Landwirtschaft zu einem Bio-Suisse-Anteil von 100% gezwungen werden.

Für mich ist die Anforderung einer
Totalumstellung auf 100 % Bio in
Liechtenstein nur auf den ersten
Blick nachvollziehbar. Was als
«gut gemeint» daherkommt,
entpuppt sich am Ende als Ansatz
zu einer Zwangswirtschaft. Auf der
einen Seite ist das freie Unterneh-
mertum in Liechtenstein ein hoher
Wert. Auf der anderen Seite hat 
die Agrarpolitik in den letzten
Jahrzehnten viel dafür getan, 
die Landwirte mit zahlreichen 
Liberalisierungsschritten dieser
Entscheidungsfreiheit näherzu-
bringen. Daher stünde eine ange-
ordnete Umstellung der
Liechtensteiner Landwirtschaft
gegen den Zeitgeist.

Konsumenten bestimmen
Der Erfolg einer 100-prozentigen
Umstellung hängt nicht nur von der
Landwirtschaft ab. Schlüsselfaktor
zum Erfolg eines Biolandes Liech-
tenstein wäre die Bereitschaft der
Liechtensteiner Konsumenten, für
Liechtensteiner Lebensmittel hö-
here Preise als bislang zu zahlen. In
diesem Fall dürften die Konsumen-

tinnen und Konsumenten kaum
bereit sein, auf konventionell er-
zeugte Importware umzusteigen.
Die Vorhersage des Preisniveaus ist
dabei eine schwierige Fragestel-
lung. Würden die Biopreise nach
einer Totalumstellung stabil blei-
ben, würde das durchschnittliche
landwirtschaftliche Einkommen
steigen. Dies würde allerdings vo-
raussetzen, dass die Konsumenten

auf Bioprodukte und nicht auf im-
portierte Lebensmittel umsteigen.
Das umgekehrte Szenario wäre eine
Verbraucherschaft, die nicht bereit
ist, die heutigen Biopreise zu be-
zahlen, sondern eher auf Import-
ware umsteigt. Dann würden die
Biopreise auf das heutige Niveau
der Landwirtschaft mit ökologi-
schem Leistungsnachweis (ÖLN)
fallen, was Einkommenseinbussen

des Durchschnittsbetriebs zur Folge
hätte.

Unterstützung lokaler Wirtschaft
Zudem ist die Nachfrage nach re-
gionalen Produkten gegenüber der
Nachfrage nach Bioprodukten
stärker gestiegen. Ganz einfach
weil regionale Produktion nach-
haltiger ist. Konsumenten verbin-
den mit regionalen Lebensmitteln

ein verbessertes Sortiment und
Unterstützung für die lokale Wirt-
schaft - viele verbinden damit
auch Engagement für die Umwelt.
Dazu zählen die kurzen Transport-
wege der regionalen Produktion.
Mit einer 100-prozentigen Um-
stellung auf Bio könnte diese
Nachfrage im konventionellen Be-
reich nicht gedeckt werden.

Umstellung finanziell fordernd
Ein letzter aber nicht weniger
wichtiger Punkt, der eine flächen-
deckende Umstellung sicher er-
schweren und für den Staat
verteuern würde: Viele Umstel-
lungsbetriebe, die zwar die glei-
chen Auflagen zu erfüllen hätten
wie Biobetriebe, aber nicht in den
Genuss der gleichen Preise kämen,
würden ökonomisch an ihre Gren-
zen stossen. Es wird angenom-
men, dass der Staat bei einer
flächendeckenden Umstellung
diesen Nachteil der Umstellungs-
betriebe in der entsprechenden
Phase finanziell ausgleichen
würde. Zudem profitiert der Bio-
landbau auch heute schon von hö-
heren Direktzahlungen, was
längerfristig bei einer Totalumstel-
lung zu erheblichen staatlichen
Mehraufwendungen führt. 

Aus all den angeführten Grün-
den kann ich das Postulat, so toll es
auch auf den ersten Blick aussieht,
nicht befürworten. 

Eine Annahme des FL-Postulats würde am Ende Zwangswirtschaft bedeuten, sagt der VU-Abgeordnete Manfred Kaufmann.
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Wem dient das kontraproduktive Machtgehabe der FBP?
Statt das Land zum Wohle der Menschen zu regieren, konzentriert sich die FBP darauf zu versuchen, andere zu diskreditieren.
Das zeigt die Traktandenliste des Novemberlandtags leider ziemlich eindrücklich. Das taktische Vorgehen ist schnell erklärt.

Im Wesentlichen haben wir der
FBP-Fraktion im November-Land-
tag drei Traktanden zu verdanken.
Zunächst der Traktandenpunkt 3,
die Interpellation zum Thema
Cyber-Mobbing an Liechtensteins
Schulen. Offenbar hat man es
damit auf die zuständige Regie-
rungsrätin Dominique Hasler abge-
sehen. Cyber-Mobbing ist aber
nicht nur ein Problem von Schulen,
sondern vor allem auch im privaten
Bereich. Mit ein wenig gutem Wil-
len kann man dieser Interpellation
aber trotzdem noch den Stempel
«gut gemeint» verpassen. 

Fairness: Fehlanzeige
Spätestens bei Traktandum 6 hört
aber dieser gute Wille der FBP auf.
Über Nacht wurde aus der «Dis-

kussion zur personellen Situation
bei Radio Liechtenstein», wie es
ursprünglich auf der provisori-
schen Einladung noch hiess, die
«Diskussion zur aktuellen Situa-
tion bei Radio Liechtenstein».Da
Daniel Risch derzeit intensiv damit
beschäftigt ist, beim Landessender
für Ordnung zu sorgen, dürfte ihn
das zu erwartende Kreuzfeuer im
Sinne der Transparenz nicht beun-
ruhigen. 

Interessant ist die Änderung des
Traktandums, die der Landtagsprä-
sident eigenmächtig veranlasst
hat, dennoch: Die VU beantragte
nämlich nach dem Antrag der FBP
zu Radio L ein «ebensolches Trak-
tandum für den LED» (Zitat: Gün-
ter Vogt im Oktober-Landtag).
Schliesslich fliesst beim LED be-
deutend viel mehr Geld als beim
Radio – und hier fand eine Fluktua-
tion bei den Projektleitern von 100
Prozent statt. Hier hat aber der
Landtagspräsident keine «Diskus-
sion zur aktuellen Situation» trak-
tandieren lassen. Hier steht nur

«personelle Situation». Ein
Schelm, der Böses denkt. Gleich-
behandlung scheint jedenfalls
keine Stärke des Landtagspräsi-
denten zu sein, der seine Position
hier abermals zur Durchsetzung
von Parteiinteressen nützt. 

Bevölkerung, sei wachsam!
Abermals kräftig in den schwarzen
Schmutzkübel wird bei Traktandum
28 gegriffen. Die FBP will hier der
GPK einen Auftrag erteilen, den Re-
gierungsentscheid zum Verzicht
einer Klage hinsichtlich der Vor-
kommnisse bei der Liechtensteini-
schen Post AG zu untersuchen. Dies
ist einmalig und zielt nicht nur
gegen die Gesamtregierung, welche
den Klageverzicht beschlossen
hatte, ab. Die Rolle der drei FBP-Re-
gierungsräte im Nachgang zu die-
sem Entscheid dürfte wohl ebenso
interessant sein wie der Weg zur
Entscheidung selbst. Bereits im
Vorfeld hatte man den VU-Regie-
rungschef-Stellvertreter in der
FBP-Zeitung als ehemaliges Ge-

schäfsleitungsmitglied der Post zu
Unrecht mit diesen Unregelmässig-
keiten in Verbindung gebracht.Er
war es nämlich, der die Probleme,
die vor seinem Engagement bei der
Post auftraten, am Ende löste. 

Der Frust, dass niemand für die
damaligen Vorgänge zur Rechen-
schaft gezogen wird, ist durchaus
verständlich. Aufgrund der drohen-
den Aussichtslosigkeit eines Ver-
fahrens ist es aber sachlich eine
vernünftige Entscheidung. Am
Ende wird aber eines klar: Die FBP
versucht damit, VU-Vertreter in der
Öffentlichkeit in Misskredit zu
bringen. Denn die FBP zielt auf die
VU-Vertreter, trifft aber am Ende
die staatsnahen Institutionen – was
am Ende wieder dem Staat und der
Koalition selbst Schaden zufügt. Die
Bevölkerung wird dieses destruk-
tive Verhalten durchschauen und
die Opposition reibt sich die Hände.

Warum diese Mühen?
Weshalb muss sich die FBP solche
Mühe geben, andere schlecht zu

machen? Ganz einfach! Weil sie
beim Regieren ratlos agiert. Ihre
Regierungsmitglieder nützen die
eigenen Steilvorlagen nicht – das
FBP-Postulat zu den Finanzzuwei-
sungen und den Aufgabenentflech-
tungen zwischen Land und
Gemeinden ist vom Finanzminister
recht dürftig und mutlos beant-
wortet worden. Die Reiseposse
zeigte die Uneinigkeit zwischen
Regierungschef und Aussenminis-
terin und schadete am Ende dem
Ansehen des Landes. 

Derweil versucht die VU mit dem
Bürgerpaket – im Rahmen dessen
kommende Woche der nächste
Vorstoss präsentiert wird – wirklich
Verbesserungen für die Bevölke-
rung herbeizuführen. Das bedeutet
eben für die VU, das Land zu regie-
ren. Doch von echter Regierungs-
arbeit scheint die Mehrheitspartei
in der Regierung leider nichts wis-
sen zu wollen. Ob die FBP noch vor
dem Ende der «Phase des Gestal-
tens» in die Gänge kommt?  Die
Hoffnung stirbt zuletzt.  

Michael Winkler
Parteisekretär


